
pur, Ägypten, Nigeria, Angola, 
Äthiopien, Nikaragua, Argenti­
nien), zwei kapitalistische neu­
trale Länder Europas (Malta, Zy­
pern) sowie zwei nationale Be­
freiungsbewegungen (PLO, 
SWAPO).
Die Konstituierung der Bewe­
gung nichtpaktgebundener Staa­
ten am 1. September,! 961 in Bel­
grad war die Antwort von über­
wiegend jungen Nationalstaaten 
auf die Bildung imperialistischer 
Militärpakte wie der SEATO 
(1954; USA, Großbritannien, 
Frankreich, Australien, Neusee­
land, Pakistan, Thailand, Philippi­
nen) und des Bagdad-Paktes 
(1955), der späteren CENTO 
(1959; Großbritannien, Türkei, 
Iran, Pakistan). Durch diese im­
perialistischen Militärpakte soll-

Anerkennung der friedlichen

In Anerkennung der Prinzipien 
der friedlichen Koexistenz wurde 
die Politik der Nichtpaktgebun­
denheit zum Hauptprinzip der Au­
ßenpolitik asiatischer, afrikani­
scher, lateinamerikanischer und 
einiger europäischer Staaten, die 
zum Beispiel in der UNO als 
Gruppe der Nichtpaktgebunde­
nen auftreten.
Bedeutsam für die Herausbil­
dung der Bewegung nichtpaktge­
bundener Staaten waren vor al­
lem die weiteren Erfolge der na­
tionalen Befreiungsbewegung 
und das Entstehen neuer selb­
ständiger Staaten, insbesondere 
in Asien und Afrika. Auch auf 
dem lateinamerikanischen Konti­
nent fand die Idee der Nichtpakt­
gebundenheit angesichts der to­
talen Abhängigkeit der latein­
amerikanischen Staaten von den 
USA zahlreiche Anhänger. Wenn 
sich auch in diesen Ländern die 
historische Entwicklung und die 
konkrete Situation in vielem noch 
von der in Asien und Afrika unter­
schied, so gibt es doch Gemein­
samkeiten; die Abhängigkeit von 
einer imperialistischen Macht, 
die wirtschaftliche und soziale 
Rückständigkeit und die Suche 
nach neuen Wegen.

ten die jungen Nationalstaaten, 
die zum Teil gerade erst ihre poli­
tische Selbständigkeit nach jah­
relanger Kolonialherrschaft er­
rungen hatten, wieder direkt un­
ter imperialistische Vorherrschaft 
geraten.
Die überwiegende Mehrzahl der 
Nationalstaaten setzte diesen 
neokolonialen Bestrebungen eine 
Politik der Nichtpaktgebunden­
heit entgegen. Das heißt, sie 
setzte sich für eine Nichtbeteili­
gung an militärischen Pakten, für 
das Verbot der Errichtung auslän­
discher Militärstützpunkte auf 
dem Territorium des betreffen­
den Staates sowie für eine aktive 
Politik im Interesse der Erhaltung 
des Friedens und der Gewährlei­
stung der nationalen Unabhän­
gigkeit ein.

Koexistenz

Auch das sozialistische Jugosla­
wien, das sich dem Warschauer 
Vertrag nicht angeschlossen 
hatte, trat als ein Verfechter der 
Idee der Nichtpaktgebundenheit 
in Erscheinung. Gemeinsame Ge­
spräche und Verhandlungen zwi­
schen hervorragenden Führern 
der nationalen Befreiungsbewe­
gungen bzw. der neuen Staaten 
in Asien und Afrika wie Nehru (In­
dien), Nasser (Ägypten), Sukarno 
(Indonesien), Nkrumah (Ghana) 
sowie des jugoslawischen Präsi­
denten Tito führten schließlich 
zur Einberufung der ersten Kon­
ferenz von Staats- und Regie­
rungschefs nichtpaktgebundener 
Staaten.
Im Mittelpunkt der politischen 
Bemühungen und Aktivitäten der 
Bewegung der Nichtpaktgebun­
denen standen und stehen vor al­
lem folgende Probleme:
• der Kampf um Frieden, Ent­
spannung, Sicherheit, Abrüstung 
und die Durchsetzung der Prinzi­
pien der friedlichen Koexistenz;
• die Überwindung von Kolonia­
lismus, Neokolonialismus, Zionis­
mus, Rassismus und Apartheid;
• die Überwindung von ökono­
mischer Rückständigkeit und Ab­
hängigkeit sowie die Schaffung

einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung;
• die Liquidierung ausländi­
scher Militärstützpunkte;
• die Einführung einer neuen in­
ternationalen Informations- und 
Kommunikationsordnung.
Neben antiimperialistischen Posi­
tionen spiegeln sich in der Bewe­
gung auch Auffassungen von ei­
nem angeblich notwendigen glei­
chen AbstancLzu den beiden gro­
ßen Militärkoalitionen - der 
NATO und dem Warschauer Ver­
trag - sowie zu den USA und zur 
UdSSR, wider. In der Praxis se­
hen sich die Nichtpaktgebunde­
nen jedoch immer wieder der 
Tatsache gegenüber, daß die 
UdSSR und die anderen soziali­
stischen Staaten beispielsweise 
konstruktive Abrüstungsschritte 
vorschlagen, während führende 
Kreise in den USA und anderen 
NATO-Staaten destruktiv auftre­
ten, zwar oft von Abrüstung, Ent­
spannung und Friedenssicherung 
reden, es jedoch an konkreten 
Taten fehlen lassen.
Um so begrüßenswerter ist es, 
daß die Nichtpaktgebundenen in 
den entscheidenden Fragen der 
Gegenwart - trotz der genannten 
unterschiedlichen Auffassungen 
- einheitliche, den Vorschlägen 
der sozialistischen Staaten ent­
sprechende Positionen beziehen. 
„Wenn es um den Frieden geht“, 
hatte Genosse Honecker in sei­
ner Rede vor den 1. Sekretären 
der Kreisleitungen der SED am 6. 
Februar dieses Jahres festge­
stellt, „können auch Vertreter der 
Regierungen von Staaten unter­
schiedlicher sozialer Ordnung zu 
ähnlichen oder übereinstimmen­
den Ansichten finden, was natür­
lich nicht besagt, daß sie ihre ge­
genteiligen oder voneinander ab­
weichenden Standpunkte, die in 
der Hauptsache durch Klassen­
unterschiede bedingt sind, in an­
deren Fragen aufgeben würden.“ 
Er würdigte den Beitrag der Re­
präsentanten der 6-Staaten-ln- 
itiative im Friedenskampf.
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